
Aber damit alles akzeptiert wird, muss die Ar-
beitslosenhilfe runter und die Sozialhilfe; das 
Gefühl der Sicherheit muss verschwinden, da-
mit die Leute bereit sind zu allen Bedingungen 
zu arbeiten. Und so entsteht ein Klima, in dem 
Marktliberale die Sozialhilfe auf Almosen um-
stellen, erworbene Rechte durch Nächstenliebe 
ersetzen wollen - die es aber in einer Gesell-
schaft in jeder der Konkurrent des anderen ist, 
nicht mehr gibt. Sozialdemokraten und Mit-
telstandsgrüne reden von "Wohltaten" und 
"Missbrauch", so als wären Löhne und soziale 
Absicherung je Brocken vom Tisch der Reichen 
gewesen. Der "Neid der Besitzenden" zerstört 
Solidarität und soziale Sicherung. "Vollkasko-
Mentalität" wird denen vorgeworfen, denen das 
Wasser bis zum Halse steht. Die soziale Siche-
rung ist nicht an seine Finanzierungsgrenzen 
gekommen, weil die Versicherten den Sozial-
staat ausgebeutet haben, sondern ganz im Ge-
genteil, weil sie die Verlierer des Verteilungs-
kampfes zwischen Kapital und Arbeit sind.

Bundesregierung und Unternehmer haben den 
Stein der Reichen entdeckt: die Arbeiter und 
Angestellten zahlen die Steuern für die Konzer-
ne und Reichen. Während eine 
Entlassungswelle die andere jagt, werden die 
Gewinne nahezu steuerfrei einkassiert. 
Millionäre, die noch Steuern bezahlen, 
wechseln den Steuerberater. Die staatliche 
Veranstaltung wird ganz überwiegend aus dem 
Geld der Beschäftigten und aus der 
Besteuerung ihres Konsums bezahlt. Fast zwei 
Drittel des Gesamtsteueraufkommens wird aus 
Lohnsteuer und Umsatzsteuer bestritten, 
während allein der Ausfall der Kör-
perschaftssteuer ein Loch von rund 23 Milliar-
den Euro in das Staatssäckel reißt - jährlich. Mit 
dem Verzicht auf die Vermögenssteuer schenkt 
Eichel den Reichen 15 Milliarden Euro im Jahr.
Wir sagen: 
Nicht "überzogenes Besitzstandsdenken" der 
Arbeiter und Angestellten, der Rentner, der 
Kranken, ... belasten den Sozialstaat, sondern 
umgekehrt: die Pensions- und Investmentfonds, 

die Konzerne und Banken sind mit ihren An-
sprüchen an Staat und Gesellschaft zu einer 
untragbaren Belastung aller anderen produkti-
ven Kräfte der Gesellschaft geworden. Die Re-
gierung fördert Banken, Konzerne und die Rei-
chen und nützt dazu das Geld der arbeitenden 
Menschen. Nicht ein zu wenig an Geld und Ka-
pital, sondern ein zu wenig an Demokratie und 
ein zu viel an unkontrollierter Macht der Kon-
zerne und Banken kennzeichnen die Situation. 

Ein erneuerter Sozialstaat ist finanzierbar 
und machbar, sofern er gegen die Kapital-
interessen durchgesetzt wird.
Die Auseinandersetzung hat gerade erst 
begonnen!

Die Alternative
I. Zukunftsinvestitionen

Der Gesellschaft geht nicht die Arbeit aus. Das 
Problem liegt darin, dass ein immer größerer 
Bereich gesellschaftlich notwendiger Arbeit 
nicht bezahlt wird, weil er für das Kapital nicht 
profitabel genug ist. Wir fordern umfassende 
staatliche und kommunale Investitionspro-
gramme zum Bau von Wohnungen, für den 
Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, für Bil-
dungs- und Kultureinrichtungen, zur Umweltsa-
nierung. Der Bedarf ist vorhanden. Vorhanden 
sind auch die finanziellen Mittel: Im Reichtum 
der Konzerne und Banken, im Rüstungsetat, 
bei den Spekulationsmilliarden von Banken, 
Versicherungen und Konzernen und bei den 
Vermögen der Superreichen. So können öffent-
liche Beschäftigungsprogramme finanziert wer-
den, ohne dass die Staatsverschuldung weiter 
wächst.

 Sofortige Einstellung der Zinszahlung aus 
den öffentlichen Haushalten an die Banken.

 Abrüstung jetzt! Sofortige Kürzung des Rü-
stungshaushaltes um mindestens 10 Pro-
zent. Keine Beschaffung neuer Waffensy-
steme.

 Millionen zahlen Steuern. Millionäre und 
Konzerne sollen es auch! Es kann nicht 

angehen, dass die Hundesteuer mehr ein-
bringt, als die Körperschaftssteuer. Soforti-
ge Wiedereinführung der Vermögensteuer. 
Heraufsetzung der Erbschaftsteuer für 
Großvermögen. Mindeststeuer für Unter-
nehmensgewinne.

 Die Superreichen können zahlen. Eine so-
fortige Sonderabgabe großer Vermögen zur 
Armutsbekämpfung.

I. Arbeitsplätze und Einkommen sichern

 Allgemeine Durchsetzung der 35-Stunden-
Woche als Normalarbeitszeit. Arbeitsplätze 
statt Überstunden.

 32 Stunden sind genug – weitere Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. 

 Runter mit dem Rentenalter - Rente mit 60. 
 Ausbau des Kündigungsschutzes. Verbot 

von Massenentlassungen, wenn das Unter-
nehmen Gewinne macht. Das Privatvermö-
gen der Spitzenmanager wird bei Konkur-
sen zur Finanzierung der Gehälter heran-
gezogen.

 Höhere Löhne und Renten – mehr Kaufkraft 
– mehr Nachfrage. Das sichert und schafft 
Arbeitsplätze.

 Ein Arbeitsplatz muss zum Leben reichen. 
Schluss mit dem Niedriglohnsektor und un-
geschützten Arbeitsverhältnissen.

 Ein Ausbildungsplatzgesetz – aber sofort. 
Alle Unternehmen und Verwaltungen wer-
den verpflichtet, mindestens 10 Prozent der 
Arbeitsplätze als Ausbildungsplätze zur 
Verfügung zu stellen. 

II. armutssichere Sozialsysteme

Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung sind gesellschaftliche Aufgabe und Ver-
pflichtung. Die soziale Sicherung ist kein Feld 
für die Spekulation und Bereicherung der Versi-
cherungen und Pensionsfonds. 



 Die volle „paritätische“ Finanzierung ist für 
alle gesetzlichen Versicherungen wieder 
herzustellen.

 Für alle Sozialversicherungssysteme gilt: 
kein Abbau von Leistungen und erworbe-
nen Rechten.

 Die Finanzierung der sozialen Sicherungs-
systeme muss auf eine breitere Grundlage 
gestellt werden: Die „Maschinensteuer“ 
bringt Rationalisierungsgewinne in die Kas-
sen der Arbeitslosenversicherung. Vermö-
genseinkommen werden zur Finanzierung 
der Rentenversicherung herangezogen. 
Beamte, Freiberufler und Selbstständige 
werden in die Gesetzliche Krankenversi-
cherung einbezogen. Eine Gesundheitsab-
gabe der Unternehmen trägt zur Finanzie-
rung der durch die Arbeitsbedingungen 
verursachten Krankheiten bei. 

 Die fast unkontrollierte Macht der Pharma-
Industrie muss gebrochen werden.

III. öffentliche Dienstleistung statt privater 
Profit

Private Monopole haben sich öffentliches Ei-
gentum unter den Nagel gerissen. Steigende 
Gebühren und schlechter Service sind die Kon-
sequenzen. Kosten und Belastungen tragen die 
Beschäftigten und die Verbraucher. 
 Wasser ist Leben. Die Privatisierung der 

Wasserversorgung muss verhindert wer-
den.

 Die Privatisierung öffentlichen Eigentums 
und öffentlicher Dienstleistung ist sofort zu 
stoppen. 

 Die Privatisierung von Post und Telekom, 
Lufthansa und anderer ehemals staatlicher 
oder kommunaler Betriebe ist rückgängig 
zu machen,

IV. Demokratie erneuern und die Macht der 
Konzerne einschränken

Noch nie ist die Käuflichkeit der Politik so deut-
lich geworden wie heute. Die Regierung fördert 
Banken, Konzerne und die Reichen. Wir brau-
chen jedoch eine Politik für die arbeitenden 
Menschen und eine Wirtschaft im Interesse der 
Bevölkerung.
Ein aktiver Staat - der gesellschaftlichen Kontrolle 
unterworfen - muss eine an den Interessen der 
Mehrheit orientierte Wirtschafts- und Sozialpolitik 
betreiben und die Demokratie gegen die Macht des 
Kapitals verteidigen und erweitern. Effektivität der 
Wirtschaft darf nicht in der Rentabilität des Kapitals 
und in den abstrakten Kennziffern der internationalen 
Konkurrenzfähigkeit gemessen werden, sondern in 
der Erfüllung der sozialen und kulturellen Bedürfnis-
se der Menschen. Investitionen müssen der wirksa-
men Mitbestimmung der Beschäftigten unterworfen 
werden. Demokratische Rahmenplanung, Ein-
schränkung der Macht der Multis und Bekämpfung 
der Finanzspekulation - diese Politik könnte Arbeits-
plätze schaffen, die Lebenssituation der arbeitenden 
Menschen verbessern und die Wirkungen der kapita-
listischen Wirtschaftskrisen mildern. 

Aber die beste Politik kann kapitalistische Krisen und 
Arbeitslosigkeit nicht verhindern. Dazu ist die Über-
windung der wirtschaftlichen und politischen Macht 
der Multis und der Banken - der Sozialismus - not-
wendig.

Beginnen wir heute mit dem Kampf um die 
Zukunft.

Wehren wir uns gegen Kapital und Kabinett!

Agenda 2010:
Nicht Korrekturen, 
sondern radikale 
Änderung der Prioritäten!
Sozialstaat und 
Demokratie erneuern !
Agenda 2010 – das ist die Bankrotterklärung 
sozialdemokratischer Reformpolitik. Trotz Arbeit 
arm. Heute geheuert, morgen gefeuert. Jeder 
ist für seine Krankheit verantwortlich und soll 
selbst dafür zahlen. Ein ganzes Leben gearbei-
tet, und trotzdem arm im Alter. Alle müssen op-
fern für die Unternehmen und die Reichen. Das 
ist die Botschaft von SPD-Grün. Sie schaffen 
das Solidarsystem ab und vernichten den Soli-
dargedanken in den Köpfen. 

Sie sagen:
Der Sozialstaat ist an seine Grenzen gekom-
men. Wir können uns Arbeit für alle und soziale 
Sicherheit nicht mehr leisten. Den Unterneh-
men ist die paritätische Finanzierung der sozia-
len Sicherung nicht mehr zuzumuten. Arbeiten-
de Arme, sagen sie, seien schließlich besser, 
als nicht arbeitende Arbeitslose.

Tatsache ist: 
Seit den achtziger Jahren reißt die Kluft zwi-
schen oben und unten immer weiter auf: immer 
mehr Geld für wenige - und weniger Geld für 
immer mehr. Also mehr Millionäre - und mehr 
Arbeitslose. "Es muss wieder rentabel sein, Ar-
beitssuchenden einen Arbeitsplatz anzubieten", 
schreiben die, die selbst im Trockenen sitzen. 
Weil sie nicht zu den sieben Millionen Men-
schen gehören, die in Deutschland Jahr für 
Jahr den Job wechseln, kommt ihnen der Ruf 
nach mehr Flexibilität schnell über die Lippen. 
Weil es sie nicht tangiert, können sie leicht von 
einem gelockerten Kündigungsschutz reden. 
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